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Auskunft erteilt: Herr Barteis 

Zimmer: 140 

Telefon: 0421 361- 94003 
Telefax: 0421 361- 96205 

E-Mail: Helmut.Bartels@fa-hb.Bremen.de 

Verbindliche Auskunft 

für 

Identifikationsnummer: 

Aktenzeichen/ Steuernummer: 60 / 137 / 10668 SG20 
(bitte bei Antwort angeben) 

Bremen, 07.01.2020 

StNr. 60 137 10668, Stadtgemeinde Bremerhaven / Magistrat der Stadt Bremerhaven 
Hinr.-Schmalfeldt-Straße, 27576 Bremerhaven; 
StNr. 60 136 04199, b.i. t. Gesellschaft für den Betrieb von Informationstechnologie Bremer­
haven mbH und 
BIT Betrieb von Informationstechnologie Bremerhaven Anstalt des öffentlichen Rechts 
(AöR in Gründung) 

Ihr Antrag vom 18.10.2018 (Hla/Bir 20625 - 1568426) und ergänzendes Schreiben vom 
19.02.2019 (Hla/Bir 20625 - 1627007) sowie E-Mail-Schriftverkehr mit dem Magistratsdirek­
tor der Stadt Bremerhaven, Herrn Claus Polansky 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

Sie haben mit Schreiben vom 18.10.2018, im ehemals zuständigen Finanzamt Bremerhaven 
eingegangen am 19.10.2018, einen Antrag auf verbindliche Auskunft gestellt. Zu der von Ihnen 
gestellten umsatzsteuerlichen Rechtsfrage zur Anwendung des§ 2b UStG ab 01 .01.2021 er­
teile ich unter Bezugnahme auf den von Ihnen geschilderten Sachverhalt gern. § 89 Abs. 2 der 
Abgabenordnung (AO) folgende verbindliche Auskunft: 

Rechtsfrage: 

Erfüllen die [im Auskunftsantrag] in Abschnitt III. im Einzelnen genannten geplanten Leistun­
gen der noch zu gründenden BIT AöR, die an die Stadt Bremerhaven und Umlandgemein­
den erbracht werden sollen, als Beistandsleistungen die Voraussetzungen von § 2b Abs. 3 

Datenschutzhinweis: 
Informationen uber die Verarbeitung personenbezogener Daten in der Steuerverwaltung und über Ihre Rechte nach der Datenschutz-Grundverordnung sowie über 
Ihre Ansprechpartner in Datenschutzfragen entnehmen Sie bitte dem allgemeinen Informationsschreiben der Finanzverwaltung. Dieses Informationsschreiben finden 
Sie unter www.finanzamt.de (unter der Rubrik . Datenschutz") oder erhalten Sie bei Ihrem Finanzamt. 

Dienstgebäude 
Haus des Reichs 

Rudolf-Hilferding-Platz 1 

28195 Bremen 
Nachtbriefkasten: 
Richtweg 25 
28195 Bremen 

Besuchszeiten 
Zentrale Information u.Annahme Übrige Stellen 
Rud.-Hilferding-Platz 1. Gerhard-Rohlfs- Str. 32, telefonisch 

28195 Bremen-Stadt 28757 Bremen-Nord erreichbar: 

Bankverbindung 
Deutsche Bundesbank 

IBAN DE59 2500 0000 0025 0015 32 BIC 

Mo, Do 7:30 - 18:00 Mo, Di 8:00 - 16:00 Mo - Do 9:00 - 15:00 Sparkasse Bremen 

MARK­

DEF1250 

Di, Mi 7:30 • 16:00 Mi 7:00 - 15:00 Fr 9:00 - 13:30 IBAN DE68 2905 0101 0001 0906 46 BIC SBREDE22 
Fr 7:30 - 14:00 Do 8:00 · 18:00 
Sa geschlossen Fr 8:00 • 14:00 
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Das Finanzamt konnte die Bearbeitungsfrist für Ihren Auskunftsantrag nach § 89 Abs .2 Satz 
4 AO nicht einhalten, weil eine Verwaltungsanweisung zur gesonderten Prüfung möglicher 
größerer Wettbewerbsverzerrungen bei§ 2b Abs. 3 Nr. 2 UStG in Aussicht stand (nunmehr 
BMF-Schreiben vom 14.11 .2019). Ihre Mandanten sind hierüber informiert worden. 

Ich weise darauf hin, dass die erteilte verbindliche Auskunft für die Besteuerung nur bindend 
ist, wenn der später verwirklichte Sachverhalt von dem der Auskunft zugrunde gelegten Sach­
verhalt nicht oder nur unwesentlich abweicht. Die verbindliche Auskunft ist nicht bindend, wenn 
sie zuungunsten des Steuerpflichtigen dem geltenden Recht widerspricht (§ 2 Abs. 1 der 
Steuer-Auskunftsverordnung). Die Bindungswirkung der verbindlichen Auskunft entfällt ab 
dem Zeitpunkt, in dem die Rechtsvorschriften, auf denen die Auskunft beruht, aufgehoben 
oder geändert werden (§ 2 Abs. 2 der Steuer-Auskunftsverordnung). Unbeschadet der§§ 129 
bis 131 der Abgabenordnung kann eine verbindliche Auskunft mit Wirkung für die Zukunft auf­
gehoben oder geändert werden, wenn sich herausstellt, dass die erteilte Auskunft unrichtig 
war (§ 2 Abs. 3 der Steuer-Auskunftsverordnung). 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Sie können gegen diesen Verwaltungsakt Einspruch einlegen. Der Einspruch ist bei der oben 
genannten Finanzbehörde schriftlich einzureichen, dieser elektronisch zu übermitteln oder 
dort zur Niederschrift zu erklären. 

Die Frist für die Einlegung des Einspruchs beträgt einen Monat. Sie beginnt mit Ablauf des 
Tages, an dem Ihnen dieser Bescheid bekannt gegeben worden ist. 

Bei Zusendung durch einfachen Brief oder Zustellung mittels Einschreiben durch Übergabe 
gilt die Bekanntgabe mit dem dritten Tag nach der Aufgabe zur Post als bewirkt, es sei denn, 
dass der Bescheid zu einem späteren Zeitpunkt zugegangen ist. Bei Zustellung mit Zustel­
lungsurkunde oder mittels Einschreiben mit Rückschein oder gegen Empfangsbekenntnis ist 
Tag der Bekanntgabe der Tag der Zustellung. 

Mit freundlichen Grüßen 

Barteis 


